	























An alle


Landkreise und kreisfreien Städte


des Landes Mecklenburg-Vorpommern


- Sozialämter -


- Kriegsopferfürsorge -





Landesversorgungsamt


Mecklenburg-Vorpommern 


Erich-Schlesinger-Str. 35





18059 Rostock�






  Frau Ludwig


  9412


  IX 420 a


             Az: 451.32.02 





    . Juni 2003


�
�






nachrichtlich: Kommunale Landesverbände


		 Landesverbände der freien Wohlfahrtspflege


 Blinden- und Sehbehindertenverein Mecklenburg-Vorpommern e.V.


 Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern














                                                          Runderlass der Sozialabteilung Nr. 6/2003














1. Regelsätze nach dem Bundessozialhilfegesetz


2. Weihnachtsbeihilfe für Empfänger von Sozialhilfe


3. Neufestsetzung der Grundbeträge nach dem BSHG


4. Erhöhung der Blindenhilfe nach § 67 BSHG 








Der Bundesrat hat am 23.05.2003 der Rentenanpassungsverordnung 2003 zugestimmt. Danach ergeben sich entsprechend der Anpassungsregelungen im BSHG ab 1.7.2003 folgende Änderungen: 





Zu 1.:





Nach dem Gesetz zur Verlängerung von Übergangsregelungen im BSHG gilt die Ausnahmeregelung des § 22 Abs. 6 BSHG weiter bis zum 30.6.2005. Aus diesem Grunde  erhöhen sich die Regelsätze auch zum 1. Juli 2003 um den Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung 
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verändert. Der so errechnete Rentenanpassungssatz beträgt 1,04 v. H. Danach gelten in Mecklenburg-Vorpommern ab 01.07.2003 folgende Regelsätze:








1. Für Haushaltsvorstände und Alleinstehende		  282 Euro





2. Für Haushaltsangehörige





     a) bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres		  141 Euro





	b) bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres beim 


	Zusammenleben mit einer Person, die allein für 


	die Pflege und Erziehung des Kindes sorgt	   155 Euro





	c) vom Beginn des 8. bis zur Vollendung des 


	14. Lebensjahres					   183 Euro





	d) vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des


	18. Lebensjahres					   254 Euro





	e) vom Beginn des 19. Lebensjahres an		   226 Euro.





Wegen der bundesgesetzlichen Regelung in § 22 Abs. 6 BSHG bedarf es keiner Festsetzung auf dem Verordnungsweg. 








Zu 2.:





Wegen der Zuständigkeit der örtlichen Sozialhilfeträger erfolgt in Abstimmung mit den Kommunalen Landesverbänden des Landes Mecklenburg-Vorpommern die Bekanntgabe der Beträge der zu gewährenden Weihnachtsbeihilfe gem. § 21 Abs. 1a BSHG nicht mehr durch das Sozialministerium.








Zu 3.:





Nach § 2 der Achten Verordnung zur Neufestsetzung von Geldleistungen und Grundbeträgen nach dem Bundessozialhilfegesetz in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet werden die Grundbeträge nach § 79 Abs. 1 und 2 und nach § 81 Abs. 1 zum 1. Juli 2003 in Höhe der im übrigen Geltungsbereich des Gesetzes geltenden Beträge festgesetzt.





Der Grundbetrag nach § 81 Abs. 2 BSHG erhöht sich zum 1. Juli 2003 um den Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle Rentenwert (Ost) verändert, bis Übereinstimmung mit dem im übrigen Geltungsbereich des Gesetzes geltenden Betrag erreicht ist. 
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Danach ergeben sich ab 1. Juli 2003 folgende Beträge:





Grundbetrag                                                    





- nach § 79 Abs. 1 und 2 BSHG                         569 Euro 


- nach § 81 Abs. 1 BSHG                                   853 Euro


- nach § 81 Abs. 2 BSHG                                1.499 Euro





zu 4.:





Gemäß § 67 Abs. 6 BSHG verändert sich die Blindenhilfe nach § 67 Abs. 2 um den Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung verändert. Danach ergeben sich ab 01.07.2003 folgende Beträge:


                                                           


Erwachsene außerhalb von Einrichtungen:                            585,-- Euro





Erwachsene innerhalb von Einrichtungen:                            292,50 Euro





Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung


des 18. Lebensjahres außerhalb von Einrichtungen:              293,-- Euro  





Kinder und Jugendliche innerhalb von Einrichtungen:          146,50 Euro  








Der Runderlass Nr. 11/2002 vom 03. Juni 2002 tritt mit dem 30. Juni 2003 außer Kraft. 








Im Auftrag











Hartmut Renken





